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Landtag Nordrhein-Westfalen 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

 

Düsseldorf und Münster, 20.05.2026 

 

      

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

 

das DRK in Nordrhein-Westfalen bedankt sich für die Möglichkeit der 

Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung (Drucksache 

18/18114). 

 

In der Anlage übersenden wir Ihnen unsere Stellungnahme. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Hartmut Krabs-Höhler  Dr. Hasan Sürgit 
Vorsitzender des Vorstandes  Vorstand 
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Die sieben Grundsätze der  

Rotkreuz- und Rothalbmond-

bewegung 

• Menschlichkeit 

• Unparteilichkeit 

• Neutralität 

• Unabhängigkeit 

• Freiwilligkeit 

• Einheit 

• Universalität 
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Landesverband Nordrhein e.V. 

Landesverband Westfalen-Lippe e.V. 

 

 

Gesetz zur Modernisierung des Brandschutzes, der Hilfeleistung und des Katastro-

phenschutzes 

Stellungnahme des DRK in Nordrhein-Westfalen zu dem Gesetzentwurf der Landesre-

gierung (Drucksache 18/18114) 

Das DRK in Nordrhein-Westfalen bedankt sich für die Möglichkeit der Stellungnahme zu dem 

Gesetzentwurf der Landesregierung (Drucksache 18/18114). 

Zusammenfassend nimmt der Gesetzentwurf der Landesregierung aus Sicht des DRK in Nord-

rhein-Westfalen notwendige Anpassungen und Ergänzungen im Katastrophenschutzrecht vor. 

Gleichzeitig bleibt der Entwurf an einigen wesentlichen Stellen hinter den Erwartungen des 

DRK in Nordrhein-Westfalen zurück. Beispielsweise gilt dies im Hinblick auf eine klare gesetz-

liche Festlegung der Verzahnung von Katastrophenschutz und Rettungsdienst. Die vorge-

schlagene Regelung zu Einheiten der Kreise und kreisfreien Städte lehnen wir ab. Mit Blick 

auf die angestrebte Helfergleichstellung muss das Gesetz auch die von den anerkannten Hilfs-

organisationen selbst durchgeführten Übungs-, Aus- und Fortbildungsdienste umfassen. 

Schließlich braucht es grundsätzliche Anpassungen der Förderkulisse, um einen leistungsfä-

higen, ehrenamtlich geprägten Katastrophenschutz unter Mitwirkung der anerkannten Hilfsor-

ganisationen im Lande erhalten zu können. 

In dem aktuellen Entwurf findet unserer Ansicht nach die überwiegend ehrenamtlich erbrach-

ten Leistungen der anerkannten Hilfsorganisationen für den Katastrophenschutz weder ange-

messenen Raum noch ausreichend Wertschätzung. 

Im Einzelnen: 

1. Aus Sicht des DRK in Nordrhein-Westfalen braucht es grundsätzliche Anpassungen 

der Förderkulisse, um einen leistungsfähigen Katastrophenschutz unter Mitwirkung 

der anerkannten Hilfsorganisationen zu erhalten (§ 51). 

Hinsichtlich der Kosten der anerkannten Hilfsorganisationen und der Zuwendungen des 

Landes (§ 51) beschränken sich diese nach Absatz 2 auf Übungen und Ausbildungsmaß-

nahmen sowie Verwaltungskosten. 

Zivil- und Katastrophenschutz sind staatliche Aufgaben. Sie sind deshalb auch staatlich zu 

finanzieren. Zur Mitwirkung ist die auskömmliche Finanzierung der notwendigen Aufwen-

dungen unverzichtbar. So bedarf ein modernes Freiwilligenmanagement, bei dem Ehren-

amtliche gewürdigt, neu gewonnen und gebunden werden, hauptamtliche Unterstützungs-

strukturen für die Einsatzeinheiten der anerkannten Hilfsorganisationen. Hierdurch beste-

hen weitere Kosten für die anerkannten Hilfsorganisationen, die ohne Unterstützung des 

Landes nicht auf Dauer sichergestellt werden können. 

Aus Sicht des DRK in Nordrhein-Westfalen könnte die Formulierung in Absatz 2 dahin 

verallgemeinert werden, dass „(…) das Land den anerkannten Hilfsorganisationen nach 

Maßgabe des Haushaltplanes Zuwendungen für die Aufstellung einsatzbereiter Einheiten, 



 

 

das Unterhalten ständig einsatzbereiter Einheiten, deren Verwaltung und Aus- und Fortbil-

dung gewährt, soweit diese Maßnahmen im Interesse des Landes liegen.“. 

Darüber hinaus sollte aus Sicht des DRK in Nordrhein-Westfalen die aktuelle Haushalts-

gesetzgebung überarbeitet werden. Ziel des Landes sollte eine vereinfachte und ver-

schlankte, von grundsätzlichem Vertrauen gegenüber den anerkannten Hilfsorganisatio-

nen geprägten Nachweislegung in Gestalt einer einfach verlorenen Zuwendung sein. 

2. Das DRK in Nordrhein-Westfalen fordert eine klare gesetzliche Festlegung der Ver-

zahnung von Katastrophenschutz und Rettungsdienst (§ 18). 

Vor dem Hintergrund des regelmäßigen Verweisens von Zuständigkeiten zwischen den 

beiden Ministerien für Inneres und für Gesundheit ist aus Sicht des DRK in Nordrhein-

Westfalen eine gesetzgeberische Klarstellung zur Aufwuchsfähigkeit und Vorhaltung von 

rettungsdienstlich geschultem Personal auch im Katastrophenschutz erforderlich. 

Deshalb schlagen wir vor, in Absatz 1 nach Satz 2 den folgenden Satz einzufügen: „§ 2 

Absatz 1 Nr. 3 des Gesetzes über den Rettungsdienst sowie die Notfallrettung und den 

Krankentransport durch Unternehmer vom 24. November 1992 (GV. NRW. S. 610) ist zu 

berücksichtigen.“. 

Ansatzpunkt hierfür ist die sich an der Aufgabentrias der sog. Bereichsausnahme orientie-

rende Begriffswahl in der Begründung, dass „(das) (…) vorhandene Leistungsspektrum 

(der anerkannten Hilfsorganisationen) (sie) befähigt (…), nicht nur bei Katastrophen, son-

dern auch als unterstützender Bestandteil der alltäglichen Gefahrenabwehr tätig zu wer-

den.“. 

3. Das DRK in Nordrhein-Westfalen lehnt es ab, dass den Kreisen und kreisfreien Städ-

ten alle zur organisatorischen Einbindung erforderlichen Informationen über die 

Einheiten und ihre Mitglieder zur Verfügung gestellt werden müssen (§ 18). 

Die vorgeschlagene Regelung geht inhaltlich über das hinaus, was zurzeit im Bereich der 

Personallisten der Förderrichtlinie über die Mitwirkung privater Hilfsorganisationen im Ka-

tastrophenschutz vorgelegt werden muss. Welche Informationen über die Mitglieder der 

Einheiten erforderlich sind, würde ausschließlich der Interpretation durch die Kreise und 

kreisfreien Städte überlassen. 

4. Das DRK in Nordrhein-Westfalen lehnt die vorgeschlagene Regelung zu Einheiten 

der Kreise und kreisfreien Städte ab (§ 19). 

Nach geltender Rechtslage können sog. Regieeinheiten aufgestellt werden, „(…) soweit 

hierfür ein Bedarf besteht und die anerkannten Hilfsorganisationen zur Aufstellung und 

Unterhaltung der zur Erfüllung der Aufgaben erforderlichen Einheiten nicht bereit oder in 

der Lage sind.“. 

Die vorbezeichnete neu vorgeschlagene Regelung lehnen wir ab. Sie eröffnet aus Sicht 

des DRK in Nordrhein-Westfalen den Kreisen und kreisfreien Städten die Möglichkeit, in 

originären Tätigkeitsbereichen der anerkannten Hilfsorganisationen eigene Einheiten auf-

zustellen. Der genannte Befund wird noch dadurch verstärkt, dass konkrete Tätigkeitsfel-

der genannt werden, für die solche Einheiten gebildet werden können (chemische, biolo-

gische, radiologische und nukleare Gefahren, Information- und Kommunikation, Psycho-

soziale Notfallversorgung, Notfallseelsorge, digitale Lageerkundung und räumliche Ana-



 

 

lyse mit Geoinformationssystemen (Virtual Operations Support) sowie Versorgung und Be-

treuung). Bei Information und Kommunikation, Psychosozialer Notfallversorgung sowie 

Versorgung und Betreuung handelt es sich um Tätigkeitsfelder, in denen das DRK in Nord-

rhein-Westfalen im Katastrophenschutz mitwirkt. 

Der nur in der Begründung enthaltene Zusatz: „Ebenso wie im bisherigen § 19 steht die 

Bildung der Einheiten unter der Voraussetzung, dass ein entsprechender Bedarf besteht.“ 

muss Eingang in den Gesetzestext finden. Des Weiteren ist eine klarstellende Einschrän-

kung der aufgezählten Tätigkeitsfelder im Gesetzestext erforderlich. 

5. Für das DRK in Nordrhein-Westfalen ist die gesetzliche Gleichbehandlung aller eh-

renamtlichen Einsatzkräfte im Gesetzgebungsverfahren ein zentrales Anliegen (§ 

20). 

Soweit im Zusammenhang mit der Verpflichtung zur Teilnahme an Einsatz-, Übungs-, Aus- 

und Fortbildungsveranstaltungen sowie an sonstigen Veranstaltungen in Absatz 1 Satz 2 

ausgeführt wird: „Bei anerkannten Hilfsorganisationen hat diese Verpflichtung Vorrang vor 

anderen Aufgaben in der Hilfsorganisation.“, stellt dies gleichwohl eine – nicht zu rechtfer-

tigende – Ungleichbehandlung gegenüber den übrigen ehrenamtlichen Einsatzkräften dar. 

Soweit die Anforderungsberechtigung und die damit einhergehende Freistellung nach Ab-

satz 1 Satz 5 „(…) nicht für Personen, die zum Fortbetrieb einer kritischen Infrastruktur 

gemäß der BSI-Kritisverordnung (…) im Ereignisfall unabweisbar zwingend erforderlich 

sind.“, gilt, werden durch diese Hürde sämtliche ehrenamtlichen Einsatzkräfte, die in einem 

der betroffenen Kritis-Sektoren tätig sind, von einer Mitwirkung im Katastrophenschutz fak-

tisch ausgeschlossen. 

Aus Sicht des DRK in Nordrhein-Westfalen muss die vorgesehene Regelung zur Anforde-

rung durch die Aufgabenträger auch die von den anerkannten Hilfsorganisationen selbst 

durchgeführten Übungs-, Aus- und Fortbildungsdienste umfassen, soweit diese für den 

notwendigen Qualifikationserwerb für den Einsatz im Katastrophenschutz erforderlich sind. 

6. Die Regelung zur Kostenträgerschaft für die Ausbildung von Führungskräften sowie 

den Erwerb der rettungsdienstlichen Qualifikationen ist aus Sicht des DRK in Nord-

rhein-Westfalen nachzuschärfen (§ 50). 

Bezüglich der Kostenträgerschaft (§ 50) besteht für die Kreise und kreisfreien Städte die 

entscheidende Hürde darin, für diese Ausbildungen eine behördliche Anforderung auszu-

sprechen. Hintergrund ist, dass die Kreise und kreisfreien Städte den Ersatz für fortge-

währte Leistungen an ehrenamtliche Kräfte der anerkannten Hilfsorganisationen aus-

schließlich selbst zu tragen haben. 

Hingegen legt § 50 Absatz 5 fest, dass die von den Gemeinden auf Grund der Teilnahme 

von ehrenamtlichen Angehörigen öffentlicher Feuerwehren an Aus- und Fortbildungen der 

zentralen Aus- und Fortbildungsstätte zu ersetzenden Arbeitsentgelten und Verdienstaus-

fälle (§ 21 Absatz 1 Satz 2 und 3, Absatz 3) und Kinderbetreuungskosten (§ 22 Absatz 1 

Satz 2 und 3) ihnen vom Land erstattet werden. 

Die Ausbildung von Führungskräften sowie der Erwerb der rettungsdienstlichen Qualifika-

tionen wird ebenfalls an zentralen Ausbildungsstätten, allerdings der der anerkannten 

Hilfsorganisationen durchgeführt. 

Düsseldorf und Münster, den 08.05.2026 
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